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Wann besteht Unfallversicherungsschutz bei 
Betriebssport?



EDITORIAL2

mit RECHT
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Gewerbeordnung neu  l leider nur eine Minireform?

Liebe Klientinnen 
und Klienten!
Anfang November einigte 

sich die Regierung auf 
eine Novelle der Gewerbe-
ordnung 1994. Bis dato wur-
de unterschieden zwischen 
reglementierten, teilregle-
mentierten und freien Ge-
werben. Ziel der Reform wä-
re es neben Verfahrensver-
einfachungen gewesen, die 
teilreglementierten Gewer-
be abzuschaffen und die bis 
dato 80 reglementierten Ge-
werbe maßgeblich zu redu-
zieren. Ersteres ist gelungen, 
zweiteres nicht. Von den bis-
her 21 teilreglementierten 
Gewerben wandern der „Erd-
bau“ zum Baumeistergewer-
be und der „Huf- und Klauen-
beschlag“ zu den reglemen-
tierten Gewerben, die üb-
rigen 19 sind künftig freie Ge-
werbe. Es wird also künftig 81 
reglementierte und im Üb-
rigen freie Gewerbe geben. 

Stichwort Verfahrensver-
einfachungen: Bei Gewerben 
mit „geringem Gefährdungs-
potenzial“ (zB Eissalons, Kaf-
fee- und Gasthäuser) reicht 
künftig ein „vereinfachtes 
Verfahren“ zur Erlangung der 
Betriebsanlagengenehmi-
gung aus. Ferner soll zur Ent-
bürokratisierung ein soge-
nanntes „One-Stop-Shop-
Prinzip“ Einzug halten und 
sollen alle Prüfungsverfah-
ren durch die Bezirksverwal-
tungsbehörde durchgeführt 
werden, welche einen ein-
zigen Bescheid erlässt. Vorü-
bergehende Tätigkeiten wie 
beispielsweise Pop-Up-Stores 
oder die Ausschank auf Zelt-
festen sollen keines Betriebs-
anlagengenehmigungsver-
fahrens mehr bedürfen. Wei-
tere Erleichterungen soll es 

auch bei der Gewerbeanmel-
dung geben: Sie soll künf-
tig kostenlos sein und weni-
ger einzureichender Unterla-
gen bedürfen. Bescheide sol-
len nicht länger als vier Mo-
nate auf sich warten lassen, 
bei vereinfachten Genehmi-
gungsverfahren soll die Ent-
scheidungsfrist auf zwei Mo-
nate sinken.

Schließlich sollen auch die 
sogenannten Nebenrechte, 
das ist die Erlaubnis der Aus-
übung einer anderen Tätig-
keit als sie dem Gewerbein-
halt im engeren Sinn ent-
spricht, bei reglementierten 
Gewerben auf 15 Prozent und 
bei freien Gewerben auf 30 
Prozent erweitert werden. 
Das bedeutet: Künftig dürfen 
beispielsweise Maler bis zu 15 
Prozent auch Maurerarbeiten 
durchführen, Werbeagen-
turen (freies Gewerbe) bis zu 
30 Prozent auch Fotografien, 
Kopien und Webseiten erstel-
len, wofür bis dato streng ge-
nommen drei weitere Gewer-
bescheine nötig waren.

Die Novelle, ein typisch ös-
terreichischen Kompromiss, 
wurde natürlich von der Op-
position als nicht weit ge-
nug gehend stark kritisiert, 
während Reformgegner, de-
nen auch dieser Kompromiss 
zu weit geht, nach Deutsch-
land blicken und auf die dort 
gemachten schlechten Er-
fahrungen mit jener weit-
reichenden Gewerbelibera-
lisierung aus dem Jahr 2004 
verweisen, die nun angeb-
lich teilweise zurückgenom-
men werden soll. Die Wirt-
schaftskammer zeigt sich zu-
frieden und war auch am er-
zielten Kompromiss feder-
führend beteiligt. Es entge-
hen ihr zwar durch die re-
duzierte Anzahl erforder-

licher Gewerbescheine er-
hebliche Einnahmen (von ra-
dikaleren Reformern war al-
lerdings ein die Grundumla-
gen viel stärker mindernder 
„Universalgewerbeschein für 
alle 440 freien Gewerbe“ an-
gedacht gewesen), sie sieht 
aber durch die Beibehaltung 
der reglementierten Gewer-
be und Meisterprüfungen - 
anders als in Deutschland - 
die Qualität der österreichi-
schen Gewerbeunternehmen 
weiterhin gewährleistet.

In einem Punkt sind sich 
Kritiker und Befürworter der 
geplanten Neuregelung ei-
nig: Die Vereinfachung der 
Genehmigungsverfahren 
und die schnellere Erlassung 
der Bescheide waren längst 
überfällig. 

Falls alles nach Plan läuft 
und die Regierungsvorlage 
das Parlament passiert, soll 
die neue Gewerbeordnung 
im Frühjahr 2017 in Kraft tre-
ten.� n

MAG. KLAUS HASLINGLEHNER
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MIT 1. JÄNNER 2017 tritt das neue Lohn- 
und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz (LSD-BG) in Kraft. Es 

beinhaltet einige verschärfte Regelungen für Arbeitgeber und soll das 
Nichteinhalten der kollektivvertraglichen Mindeststandards verhindern und 
einen fairen Wettbewerb zwischen Unternehmen sicherstellen. � SEITE 5

NACH EINER ENTSCHEIDUNG des 
Obersten Gerichtshofs (6 Ob 14/16a) 
berechtigt die Veröffentlichung eines 
Bildes auf Facebook Drittmedien 
nicht, dieses ohne die ausdrückliche 
Zustimmung des Urhebers zu 
veröffentlichen oder anderweitig zu 
nutzen. 
� SEITE 9

VIELE MENSCHEN ENTDECKEN das 
Elektrofahrrad für sich: Ob man 
sich das Bergauffahren etwas 

leichter machen will, oder ob man 
in einer Radfahrgruppe mithalten 
will – das Elektrofahrrad begeistert 

auch viele ehemalige Fahrradmuffel. 
Aber: Vorsicht beim Kauf 
leistungsstarker Elektrofahrräder! 
� SEITE 9
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SCHADENERSATZRECHT

Die Fälle, die bereits seit län-
gerem die Gerichte beschäf-
tigen, gleichen sich in vielen 
Punkten. In den ersten Jahren 
dieses Jahrtausends wurden 
von Banken und selbstän-
digen Vermögensberatern in 
großem Stil Schiffs- und Im-
mobilienfonds vertrieben. 
Die Anleger wurden mit ver-
meintlich sicheren Invest-
ments und regelmäßigen ho-
hen Ausschüttungen gelockt. 
Tatsächlich reduzierten sich 
die Ausschüttungen schon 
bald und blieben in weiterer 
Folge zur Gänze aus. Rück-
zahlungen des Kapitals nach 
der angenommenen Laufzeit 
erfolgten nicht. Es droht der 

Totalverlust des investierten 
Kapitals. Nun werden auch 
die bereits ausbezahlten Aus-
schüttungen zurückverlangt, 
da – wie sich herausstellte – 
die Auszahlungen keine Ge-
winne darstellten, sondern 
aus der ursprünglich gelei-
steten Einlage bezahlt wur-
den. 

Mangelhafte Beratung

In vielen Fällen wurden die 
Anleger nicht darüber aufge-
klärt, 
n	dass es sich bei der Veranla-

gung um eine hochspekula-
tive unternehmerische Be-
teiligung mit Totalverlustri-
siko handelt;

n	dass eine Rückzahlung 
der erhaltenen Ausschüt-
tungen droht;

n	dass die Fondsbeteiligung 
de facto unverkäuflich ist;

n	dass der Berater hohe Provi-
sionen für die Vermittlung 
der Veranlagung erhielt.
Nachdem für viele Anleger 

das Risiko aufgrund der erhal-
tenen Klage nun unmittelbar 
schlagend wird, stellt sich die 
Frage, ob noch Schadenersatz-
ansprüche gegen Anlagebera-
ter wegen mangelhafter Auf-
klärung möglich sind. Nach 
der Rechtsprechung des Ober-
sten Gerichtshofs ist für den 
Beginn der maßgeblichen 
dreijährigen Verjährungs-
frist entscheidend, zu wel-
chem Zeitpunkt der Anleger 
erkannte oder ohne nennens-
werte Mühe in Erfahrung 
bringen hätte können, dass 
er nicht das gewollte Finanz-
produkt erworben hat. In vie-
len Fällen der Schiffs- und Im-
mobilienfonds werden etwai-
ge Ansprüche bereits verjährt 
sein, da bereits vor mehr als 
drei Jahren zu erkennen war 
(z.B. aufgrund Ausbleibens 

der Ausschüttungen, Hin-
weisen auf eine Existenzge-
fährdung des Fonds, Hinweis 
auf etwaige Rückforderung 
von Ausschüttungen), dass 
der Anleger schlussendlich 
ein anderes Produkt erhalten 
hat, als er dachte. 

Beschwichtigungen 
durch Anlageberater

Chancen bestehen aber wei-
terhin, wenn aufgrund von Be-
schwichtigungen des Anlage-
beraters der Anleger nicht er-
kennen konnte, dass er nicht 
das gewollte Finanzprodukt er-
halten hat. In einem vom Ober-
sten Gerichtshof heuer ent-
schiedenen Fall (9 Ob 85/15p) 
nahm der Anleger nach dem 
Ausbleiben von Ausschüt-
tungen mit dem Berater Kon-
takt auf, der ihn beruhigte 
und immer wieder erklärte, 
die Ausschüttungen würden 
noch kommen und die Betei-
ligungen würden noch den 
vollen Wert aufweisen. In die-
sem Fall durfte der Anleger 
den mehr-maligen beschwich-
tigenden Erklärungen seines 
langjährigen vertrauenswür-
digen Beraters, es handle sich 
bloß um Zahlungsstockungen, 
die Ausschüttungen würden 
schon noch kommen, jeden-
falls so lange vertrauen, bis er 
erkennen musste, dass auch 
diese späteren Erklärungen sei-
nes Beraters unrichtig sind. In 
solchen Fällen ist es auch heute 
noch denkbar, dass Schadener-
satzansprüche gegen den An-
lageberater noch nicht verjährt 
sind. � n

I 
 
m November erhielten 

viele österreichische An-
leger eines deutschen 
Immobilienfonds, der 
in holländische Immo-
bilien investiert hat, 
unangenehme Post 
vom Gericht. Mittels 
Klage werden die an 
die Anleger ausbezahl-
ten Ausschüttungen 
zurückgefordert. Damit 
verwirklicht sich für die 
Anleger das Worst Case-
Szenario. Es ist nicht 
nur ihre Beteiligung 
voraussichtlich wertlos, 
sondern werden sämtli-
che Ausschüttungen zur 
Gänze zurückgefordert. 

Ausschüttungsschwindel  l bei Schiffs- und Immobilienfonds

Ansprüche gegen Anlageberater 
noch nicht verjährt?
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ARBEITSRECHT

Neues l Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz

Zahlreiche Neuerungen

ve
rs

ch
är

ft oder überlassenen Arbeit-
nehmer und müssen am Ar-
beitsort zahlreiche Lohnun-
terlagen in deutscher Sprache 
(mit Ausnahme des Arbeits-
vertrages) z.B Arbeitszeitauf-
zeichnungen, Lohnzahlungs-
nachweise etc. bereithalten. 
Die Melde- und Sozialversi-
cherungsunterlagen können 
auch bei einer beim Bundes-
ministerium für Finanzen ein-
gerichteten zentralen Koordi-
nationsstelle gemeldeten An-
sprechperson bereitgehalten 
werden. Als Ansprechperson 
dürfen ausschließlich in Öster-
reich ansässige berufsmäßige 
Parteienvertreter (z.B. Rechts-
anwälte) oder entsandte Ar-
beitnehmer fungieren. 

Eine Verschärfung tritt hin-
sichtlich der lohnzeitraum-
bezogenen bloß fehlerhaften 
Unterzahlung ein, die mas-
siv sanktioniert wird, wenn 
dem Arbeitgeber nicht der oft 
schwer zu erbringende Entlas-
tungsbeweis des fehlenden 
Organisationsverschuldens 
gelingt und er den Lohn in-
nerhalb einer von der zustän-
digen Behörde gesetzten Frist 
nachzahlt. Eine relativ lange 
Verfolgungsverjährungsfrist 
(3 Jahre) und Strafbarkeits-
verjährungsfrist (5 Jahre) und 

Die bisherigen Bestim-
mungen wurden vom Ge-
setzgeber aus dem Arbeits-
vertragsrechts-Anpassungs-
gesetz (AVRAG) in das neue 
Lohn- und Sozialdumping-Be-
kämpfungsgesetz übertragen 
und ergänzt. 

Seit der Öffnung des Ar-
beitsmarktes am 01.05.2011 
für die neuen EU- Staaten 
hat der Gesetzgeber aus die-
sem Grund mit Wirkung ab 
Mai 2011 zahlreiche Bestim-
mungen zur Bekämpfung 
von Lohn- und Sozialdum-
ping erlassen, um gleiche Ar-
beitsmarkt- und Lohnbedin-
gungen zu gewährleisten. 
Wurde zu Beginn dieser Ko-
difizierung lediglich ein Un-
terschreiten der kollektivver-
traglichen Grundlöhne pöna-
lisiert, hat der Gesetzgeber die 
Regelungen Schritt für Schritt 
verschärft, die Behördenbe-
fugnisse erweitert und die 
Strafdrohungen empfindlich 
erhöht. 

Für das Hereinarbeiten 
nach Österreich hat der Ge-
setzgeber zahlreiche Neue-
rungen geschaffen. Arbeitge-
ber aus dem EU/EWR Raum 
und der Schweiz haben ei-
ne Meldepflicht hinsichtlich 
der im Inland beschäftigten 

eine hohe Sanktionsdrohung 
von mindestens 1.000 Euro 
pro unterentlohntem Arbeit-
nehmer birgt ein nicht zu un-
terschätzendes finanzielles 
Risiko für den Arbeitgeber.

Eine weitere massive Straf-
verschärfung trifft die Bau-
branche. Unter gewissen Um-
ständen kann der Auftragge-
ber als Bürge und Zahler für 
Ansprüche der Arbeitneh-
mer des Auftragnehmers für 
das nach Gesetz, Verordnung 
oder Kollektivvertrag gebüh-
rende Entgelt haften. Die Re-
gelungen sind im Detail sehr 
umfangreich.

Das neue Lohn- und Sozi-
aldumping-Bekämpfungs-
gesetz trägt zum begrüßens-
werten Ziel eines fairen Wett-
bewerbs zwischen Unterneh-
men im europäischen Wirt-
schaftsraum bei. Um diesen 
fairen Wettbewerb zu garan-
tieren, hat der Gesetzgeber zu 
relativ scharfen Sanktionsme-
chanismen gegriffen und die 
praktische (grenzüberschrei-
tende) Durchsetzung dieser 
Strafen verbessert. Eine um-
fangreiche rechtliche Bera-
tung ist daher dringend an-
geraten, damit betroffene 
Unternehmen nicht eine bö-
se Überraschung erleben. � n

M 
 
it 1. Jänner 2017 

tritt das neue Lohn- 
und Sozialdumping-
Bekämpfungsgesetz 
(LSD-BG) in Kraft. Es 
beinhaltet einige ver-
schärfte Regelungen 
für Arbeitgeber und 
soll das Nichteinhalten 
der kollektivvertragli-
chen Mindeststandards 
verhindern und einen 
fairen Wettbewerb zwi-
schen Unternehmen 
sicherstellen. 
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Was versteht man unter 
„Schreijahre“?

a. Zeitdauer (drei Jahre), die 
eine Ehe unheibar zerrüt-
tet und die eheliche Ge-
meinschaftschaft aufgeho-
ben sein muss, um gemäß 
§ 55 Ehegesetz eine einver-
nehmliche Scheidung be-
antragen zu können;

b. Zeitdauer (drei Jahre), bin-
nen dem ein bücherlich Be-

rechtigter eine Löschungs-
klage beim Grundbuchsge-
richt einbringen muss, mit 
der er die Löschung eines 
Rechtes begehrt, dessen 
Ungültigkeit er behauptet.

c. Zeitdauer (drei Jahre), 
während den ein Miet-
vertrag nach der Geburt 
eines Kindes der Mieterin 
nicht wegen unleidlichem 
Verhalten, insbesondere 
nächtlicher Ruhestörung 

durch Babygeschrei auf-
gekündigt werden kann.

Antwort:
b. Die dreijährige Frist be-
ginnt mit der Eintragung des 
ungültigen Rechtes. Die Be-
zeichnung „Schreijahre“ rührt 
daher, dass jeder bücherlich 
Berechtigte gut daran tut, re-
gelmäßig den Grundbuchs-
lauf zu kontrollieren, um der 
Gefahr des Rechtsverlustes 
vorzubeugen.

J 
 
uristische Begrif-

fe sind oft nicht für 
jeden Laien verständ-
lich. Darum will „mit 
Recht“ nun in jeder 
Ausgabe rechtliche 
Begriffe erraten las-
sen.

Recht rätselhaft

mit RECHTmit RECHT

GESELLSCHAFTSRECHT

te Aufgriffsrechte und deren 
nähere Ausgestaltung. Diese 
erlauben es Gesellschaftern, in 
bestimmten vertraglich fest-
gelegten Fällen (etwa Insol-
venz eines Gesellschafters) von 
einem Mitgesellschafter die 
Übertragung seines Geschäfts-
anteils zu verlangen. Üblicher-
weise legen die Verträge auch 
fest, wie der ausscheidende Ge-
sellschafter abzufinden ist und 
regeln damit den Maßstab für 
die Berechnung des Entgelts 
für den Geschäftsanteil. Ge-
bräuchlich sind Klauseln, wo-
nach der Gesellschafter seinen 
Anteil für eine Gegenleistung 
(zB Zahlung) in Höhe des Ver-
kehrswertes (am freien Markt 
erzielbarer Preis) oder in Hö-
he des Buchwertes (Preis auf-
grund der gesellschaftsver-
traglichen Vereinbarung) sei-
nes Anteils zu überlassen hat. 

Kürzlich hat sich der OGH 
(6 Ob 35/16i) mit der Ausge-
staltung solcher Klauseln be-
fasst: Ein GmbH-Gesellschafts-
vertrag enthielt eine Regelung, 
wonach die Abfindung eines 
Gesellschafters nur im Falle 
seines Konkurses, nicht aber 
in einem vergleichbaren Fall, 
auf weniger als die Hälfte des 
Verkehrswertes zu beschrän-
ken sei. Nach dem OGH ist die-
se Klausel sittenwidrig und da-

Da das österreichische GmbH-
Gesetz (GmbHG) für Gesell-
schaftsverträge nur einen sehr 
eingeschränkten notwendigen 
und zwingenden Mindestin-
halt vorsieht (Firma, Sitz, Unter-
nehmensgegenstand, Stamm-
kapital, Stammeinlage der Ge-
sellschafter), enthalten Gesell-
schaftsverträge regelmäßig 
darüber hinausgehende fakul-
tative Klauseln.  

Praktisch besonders bedeut-
sam und erst kürzlich wieder 
in den Fokus der Rechtspre-
chung gerückt sind sogenann-

mit nichtig, weil sie die Gläubi-
ger ungerechtfertigt benach-
teiligt. Denn durch die Klausel 
würden sie gerade in der Insol-
venz des Schuldners schlechter 
gestellt, als sie außerhalb stün-
den. Dies widerspreche aber  
§ 76 GmbHG, der vorsieht, dass 
ein vinkulierter (nur mit Zu-
stimmung der Gesellschaft 
übertragbarer) Gesellschafts-
anteil im Exekutionsverfahren 
jedenfalls zu seinem Schätz-
wert, der in der Regel über dem 
Buchwert liegt, verkauft wer-
den soll, sofern keine andere 
Einigung erzielt wird. 

Aus dieser Regelung ergibt 
sich für den OGH die allgemei-
ne Wertung, dass die Befriedi-
gung der Gläubiger des Ge-
sellschafters dessen eigenem 
Interesse vorgeht. Keinesfalls 
besagt die Entscheidung, dass 
Buchwertklauseln von vorn-
herein unzulässig sind. Wich-
tig ist, dass die Klausel das In-
teresse des Gesellschafters 
nicht über jenes seiner Gläu-
biger stellt. Ob eine Buchwert-
klausel zulässig ist oder nicht, 
bleibt damit eine stets nach 
den jeweiligen Umständen zu 
treffende Einzelfallentschei-
dung. Prüfen Sie aber jeden-
falls Ihre Gesellschaftsverträ-
ge, ob die enthaltenen Klau-
seln noch Gültigkeit haben.� n

U 
 
nternehmerisches 

Handeln ist risikobe-
haftet. Daher ist die Ge-
sellschaftsform GmbH 
in Österreich neben 
Einzelunternehmen die 
beliebteste Rechtsform, 
ermöglicht sie doch eine 
gewisse Einschränkung 
des Haftungsrisikos. 
Fällt die Entscheidung 
auf die Gründung ei-
ner GmbH, stellt sich 
die Frage: Was soll der 
Gesellschaftsvertrag 
regeln?

GmbH l Was soll der Gesellschaftsvertrag regeln?

Ausgestaltung von Aufgriffsrechten
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Verletzung l bei betrieblichem Fußballturnier

Kein Unfallversicherungsschutz
ve

rl
et

zt
geben. Sofern Betriebssport 
als Ausgleichsmaßnahme 
zum Berufsalltag dient, steht 
auch dieser unter UV-Schutz, 
wenn es sich um eine regel-
mäßige sportliche Betäti-
gung handelt, die durch den 
Dienstgeber organisiert wird. 

Betriebliche Gemeinschafts-
veranstaltungen stehen in-
soweit unter Versicherungs-
schutz, als die Teilnahme an 
ihnen ein Ausfluss der Er-
werbstätigkeit ist. Die Veran-
staltung muss vom Betriebs-
leiter selbst organisiert, zu-
mindest aber bei der Planung 
und Durchführung von seiner 
Autorität getragen werden.

Der Entscheidung des OGH 
ist zu entnehmen, dass sich 
die beiden Kläger bei einem 
betrieblichen Fußballturnier 
verletzt hatten, das wie jedes 
Jahr vom Sportausschuss des 
Unternehmens veranstal-
tet und vom Betriebsrat (an 
einem Wochenende) orga-
nisiert worden war. An die-
sem jährlich stattfindenden 
Fußballturnier beteiligten 
sich in verschiedenen Mann-
schaften insgesamt bis zu 150 
Mitarbeiter des Unterneh-

Nach § 175 Abs 1 ASVG sind Ar-
beitsunfälle solche, die sich 
im örtlichen, zeitlichen und 
ursächlichen Zusammen-
hang mit der die Versiche-
rung begründenden Beschäf-
tigung ereignen.  

Stellt die sportliche Tätig-
keit daher eine solche dar, die 
im Zuge des Arbeitsvertrages 
vereinbart wurde, so ist je-
denfalls ein UV-Schutz ge-

mens. Dabei wurde im Rah-
men eines Turniers die sieg-
reiche Mannschaft ermittelt. 
Bei der Siegerehrung wur-
den an alle Teilnehmer Sach-
preise vergeben. 

Strittig war die Frage, ob 
die Unfälle unter dem Schutz 
der gesetzlichen Unfallversi-
cherung standen. Das Erstge-
richt bejahte den UV-Schutz 
und sprach den beiden Klä-
gern jeweils eine vorläufige 
Versehrtenrente zu; das Beru-
fungsgericht verneinte die-
se Rechtsfrage und wies das 
Klagebegehren ab. 

Der Oberste Gerichtshof 
bestätigte die Entscheidung 
des Berufungsgerichts und 
verwies in seiner Begrün-
dung darauf, dass auch re-
gelmäßige sportliche Betä-
tigungen unter dem Schutz 
der Unfallversicherung ste-
hen, wenn sie im Rahmen 
eines Betriebssports den täg-
lich wiederkehrenden Belas-
tungen durch die Berufstä-
tigkeit entgegenwirken sol-
len. Dies sei jedoch bei dem 
nur einmal jährlich stattfin-
denden Fußballturnier nicht 
der Fall.� n

I 
 
n einer jüngst ergan-

genen Entscheidung 
(10 ObS 141/15f) stell-
te der OGH klar, dass 
sportliche Betätigungen 
bei betrieblichen Ge-
meinschaftsveranstal-
tungen, bei denen es 
zu einem ernsthaften 
Wettkampf unter den 
Teilnehmern kommt 
– wie zB bei einem be-
trieblichem Fußballtur-
nier –, nicht unter dem 
Schutz der Unfallversi-
cherung stehen. 

BETRIEBSSPORT: 
Wann besteht 

Versicherungsschutz?

Fo
to

: F
lic

kr
/L

as
t H

er
o



mit RECHTmit RECHTmit RECHTmit RECHT

8

mit RECHTmit RECHT

VERFASSUNGSRECHT

Die rechtliche Ausgestaltung 
dieses besonderen Antrags-
rechts ist allerdings an eine 
Reihe von Voraussetzungen 
geknüpft und stand bisher 
nicht allen Parteien eines an-
hängigen Verfahrens offen. 
Die Zulässigkeit eines An-
trags auf Normenkontrol-
le beschränkte sich bisher 
entsprechend der Wortfol-
ge des § 62a VfGG nämlich 
ausschließlich auf jene Par-
tei, die ein zulässiges Rechts-
mittel gegen eine erstinstanz-

liche Entscheidung erhoben 
hat. Anders formuliert: Ohne 
Rechtsmittel kein Parteian-
trag. § 62a VfGG dient der Ver-
fassung, konkret Art 140 Abs 
1 Z 1 lit d Bundesverfassungs-
gesetz, der dem Einzelnen das 
Recht einräumt, Gesetze auf 
ihre Verfassungskonformi-
tät überprüfen zu lassen. Die 
in Prüfung gezogene Wortfol-
ge des § 62a VfGG erachtete 
das Höchstgericht für verfas-
sungswidrig und hob sie auf. 
Der VfGH stellte fest, dass le-
diglich die Bedingung, dass 
überhaupt ein Rechtsmittel 
gegen die Entscheidung des 
Erstgerichts erhoben wird, 
Voraussetzung für einen zu-
lässigen Parteiantrag ist.

Die Bedenken des VfGH be-
ruhten in erster Linie auf der 
Intention des Gesetzgebers. 
Dieser bezweckte durch die in 
§ 62a VfGG gewählte Formu-
lierung „aus Anlass eines ge-
gen diese Entscheidung erho-
benen Rechtsmittels“ keine 
Beschränkung des Antrags-
rechts; vielmehr lassen die 
Gesetzesmaterialien darauf 
schließen, dass mit der Wort-
folge „aus Anlass“ bloß ge-
meint ist, dass überhaupt ein 
Rechtsmittel erhoben wird, 
gleich von welcher Partei es 
erhoben wird. Als weiteres Ar-
gument für die Aufhebung 
diente dem VfGH das in Arti-
kel 6 der Europäischen Men-
schenrechtskonvention gere-
gelte Grundrecht des „fairen 
Verfahrens“. So kann die „Waf-

fengleichheit“ im Rechtsmit-
telverfahren zwischen den 
Prozessparteien nur dann be-
stehen, wenn beide die Mög-
lichkeit haben, die verfas-
sungsmäßige Grundlage der 
anzuwendenden Rechtsvor-
schrift überprüfen zu kön-
nen. Diese Überlegungen sind 
grundsätzlich auch auf den 
Strafprozess übertragbar. Der 
Parteiantrag soll auch dem 
vom Strafverfahren Betrof-
fenen offenstehen, wenn die 
Anklagebehörde ein Rechts-
mittel ergreift.

Nunmehr steht das An-
tragsrecht sowohl der verlie-
renden als auch der (vollstän-
dig) obsiegenden Verfahrens-
partei zu, sofern sich diese 
durch die Anwendung einer 
gesetzwidrigen Verordnung 
bzw. eines verfassungswid-
rigen Gesetzes in ihren Rech-
ten verletzt fühlen. Die Norm 
wird, wenn sie vom VfGH als 
verfassungs- oder gesetzwid-
rig angesehen wird, aufge-
hoben. Danach ist das Ver-
fahren vom Rechtsmittelge-
richt unverzüglich fortzuset-
zen, welches bei seiner Ent-
scheidung an den Spruch des  
VfGH gebunden ist.� n

M 
 
it 1. Jänner 

2015 wurde das System 
des österreichischen 
Rechtschutzes um die 
sogenannte „Gesetzes-
beschwerde“ erweitert. 
Das neue Rechtsmittel 
eröffnet dem Einzelnen 
den Weg zur Gesetzes-
prüfung beziehungswei-
se Verordnungsprüfung 
durch den Verfassungs-
gerichtshof.

VfGH l Parteienantrag auf Normenkontrolle

Gesetzesbeschwerde
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VERKEHRSRECHT

E-Bikes l Vorsicht beim Kauf leistungsstarker Elektrofahrräder

Welches Recht gilt?

ge
ra

de
lt

trieb einer Eisenbahn oder 
eines Kraftfahrzeuges ein 
Mensch getötet, an seinem 
Körper oder seiner Gesund-
heit verletzt oder eine Sache 
beschädigt wird (§ 1 EKHG). 
Die Haftung nach dem EKHG 
beruht nicht auf einem ver-
botenen (schuldhaften) Ver-
halten, weil das Fahren mit 
einem Fahrzeug trotz seiner 
Gefährlichkeit und der Wahr-
scheinlichkeit von Unfällen 
wegen des allgemeinen Inte-
resses an dieser Art von Ver-
kehr erlaubt ist. Zu fragen ist 
daher, ob ein Elektrofahrrad 
ein Kraftfahrzeug im Sinne 
des Gesetzes ist.

Die gesetzlichen Rege-
lungen differenzieren zwi-
schen drei Kategorien von 
Elektrofahrrädern. Bei zwei 
Kategorien ist die Rechtsla-
ge klar. Elektrofahrräder, die 
eine Bauartgeschwindigkeit 
im rein elektrischen Betrieb 
von nicht mehr als 10 km/h 
aufweisen, sind vom Anwen-
dungsbereich des EKHG aus-
genommen. Die im Handel 
als S-Pedelecs angebotenen 
E-Bikes mit einer Bauartge-
schwindigkeit von mehr als 
25 km/h oder einer Antriebs-
leistung von mehr als 600 
Watt sind jedenfalls vom EK-

Als Elektrofahrrad, E-Bike oder 
Pedelec (Pedal Electric Cycle) 
gilt in Österreich ein Fahrrad 
mit Tretunterstützung. Ein 
am Fahrrad platzierter Elek-
tromotor schaltet sich auto-
matisch zu, wenn man die Pe-
dale tritt. Bei einer Geschwin-
digkeit von ca. 20 km/h schal-
tet sich dieser Motor wieder 
ab. Die Leistung des Elektro-
motors darf 600 Watt und 
die Bauartgeschwindigkeit 25 
km/h nicht übersteigen. Bei 
einer höheren Leistung wür-
de das Elektrofahrrad nicht 
mehr als Fahrrad, sondern als 
Moped gelten, damit würde 
ua auch die Helm- und Versi-
cherungspflicht zur Anwen-
dung kommen. 
Für Elektrofahrräder gelten 
die Ausrüstungsvorschriften 
wie für herkömmliche Fahr-
räder (Klingel, Scheinwerfer, 
Rücklicht, Rückstrahler, etc) 
sowie – immer wieder über-
sehen – die 0,8-Promillegren-
ze. 

Umstritten ist die Frage, ob 
für Elektrofahrräder eine Ge-
fährdungshaftung des Hal-
ters nach dem Eisenbahn- und 
Kraftfahrzeughaftpflichtge-
setz (EKHG) besteht. Das EK-
HG findet Anwendung, wenn 
durch einen Unfall beim Be-

HG erfasst. Die üblichen Elek-
trofahrräder fallen jedoch in 
einen Zwischenbereich. Die 
gesetzlichen Regelungen sind 
nicht eindeutig, jedoch würde 
auch für diese Art von Elektro-
fahrrädern eher die Anwend-
barkeit des EKHG sprechen. 
Dies lässt sich aus § 2 Abs 2 
EKHG ableiten, welcher be-
sagt, dass auf Kraftfahrzeuge, 
die eine Geschwindigkeit von 
10 km/h nicht überschreiten 
können, das EKHG keine An-
wendung findet. 

Wenn Sie sich für den Kauf 
eines Elektrofahrrads ent-
scheiden, sollte Ihnen daher 
bewusst sein, dass bei den 
leistungsstärkeren Varian-
ten unterschiedslos dieselben 
Haftungsbestimmungen zur 
Anwendung kommen kön-
nen wie bei einem KFZ. Infor-
mieren Sie sich daher bei Ih-
rem Versicherungsbetreuer 
über Ihre Absicherung. Diese 
kann entweder in der Haus-
halts (=Privathaftpflicht)ver-
sicherung oder in Ihrer KFZ-
Haftpflichtversicherung er-
folgen. In beiden Fällen sollte 
sich aber der Versicherungs-
nehmer aktiv um den Risiko-
einschluss bemühen, um un-
liebsame Überraschungen zu 
vermeiden. � n

V 
 
iele Menschen 

entdecken das Elektro-
fahrrad für sich: Ob man 
sich das Bergauffahren 
etwas leichter machen 
will, oder ob man in ei-
ner Radfahrgruppe mit-
halten will – das Elek-
trofahrrad begeistert 
auch viele ehemalige 
Fahrradmuffel. 
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10 URHEBERRECHT

Die Klägerin hatte Fotos von 
sich auf Facebook gepostet. 
Die beklagte Medieninhabe-
rin (eine Tageszeitung) veröf-
fentlichte diese Fotos auf ih-
ren Websites. Ein Foto war da-
hin manipuliert, dass darauf 
eine die Klägerin küssende 
zweite Frau manipulativ und 
nicht von der Klägerin hinzu-
kopiert war. Im Kommentar-
text wurde der Klägerin eine 
bestimmte sexuelle Ausrich-
tung unterstellt. 

Dem bloßen Umstand, dass 
die Nutzerin ihre Fotos auf 
Facebook öffentlich gepostet 

hat, ist aus Sicht eines red-
lichen Erklärungsempfängers 
nicht der Erklärungswert zu 
entnehmen, dass sie sich auch 
mit der Verwendung ihrer Fo-
tos in einem anderen Me-di-
um einverstanden erklärte, 
das sich zwangsläufig zumin-
dest teilweise an einen an-
deren Personenkreis richtet. 
Selbst wenn die Nutzerin zu 
ihrer sexuellen Orientierung 
steht, kann daraus nicht der 
Schluss gezogen werden, dass 
sie auch mit der Verwen-dung 
ihrer Fotos in einem anderen 
Medium einverstanden ist, 
noch dazu in teilweise mani-
pulierter Form und versehen 
mit Kommentaren zu ihren 
sexuellen Präferenzen. 

Mit der Veröffentlichung 
von Fotos in sozialen Netz-
werken nimmt der Nutzer 
zwar in Kauf, dass die betref-
fenden Inhalte – je nach den 
Privatsphäre-Einstellungen – 
einer größeren Personenzahl 
aus dem Kreis der Nutzer des 
sozialen Netzwerks zugäng-
lich sind. Darüber hinaus wird 
der Nutzer auch mit einer Ver-
wendung der Fotos im Rah-
men von Vorschaubildanzei-
gen auf Suchmaschinen oder 
ähnlichem rechnen. Keines-
falls muss der Betroffene aber 
mit der Weiterverbreitung 

des Bildnisses in anderen Me-
dien rechnen. 

Wie der Oberste Gerichts-
hof kürzlich dargestellt hat, 
können an dieser Beurteilung 
auch die Geschäftsbedin-
gungen von Facebook nichts 
ändern. Dort sei zwar die Re-
de davon, dass eine „nicht-ex-
klusive, übertragbare, unter-
lizenzierbare, gebührenfreie, 
weltweite Lizenz für die Nut-
zung jedweder IP-Inhalte“ an 
Facebook übertragen wird 
und bei „öffentlichen“ Profi-
len alle Personen, und zwar 
auch Personen, welche Face-
book nicht nutzen, auf die 
veröffentlichten Informatio-
nen zugreifen können, jedoch 
werde durch diese Formulie-
rung nicht mit der erforder-
lichen Deutlichkeit zum Aus-
druck gebracht, dass damit 
auch die Zustimmung zur 
Veröffentlichung geposte-
ter Inhalte in einem anderen 
Medium erteilt wird. Für die 
Nutzung von Facebook-Inhal-
ten gilt – wie eigentlich im 
Netz schon selbstverständlich 
– der Grundsatz, dass die Zu-
stimmung aller Berechtigten 
einzuholen ist, wenn nicht be-
sondere Gründe für eine freie 
Nutzung sprechen.� n

N 
 
ach einer Entschei-

dung des Obersten Ge-
richtshofs (6 Ob 14/16a) 
berechtigt die Veröf-
fentlichung eines Bildes 
auf Facebook Drittme-
dien nicht, dieses ohne 
die ausdrückliche Zu-
stimmung des Urhebers 
zu veröffentlichen oder 
anderweitig zu nutzen. 

Dürfen gepostete Fotos 
weiterverwendet werden?
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Facebook l Zustimmung nötig
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Beschlussfassung l und Meinungsänderung

Die Eigentümerversammlung
ve

rs
am

m
el

t
zur Äußerung hatten – da-
vor gibt es keine Bindung an 
die allenfalls bereits abgege-
bene Erklärung. Dies hat der 
OGH in einer neuen Entschei-
dung (5 Ob 23/16t) bestätigt. 
Der Sachverhalt ist wegen ge-
scheiterter Beschlussfassung 
in der Eigentümerversamm-
lung und nachträglicher Mei-
nungsänderung im Zuge der 
additiven Beschlussfassung 
knifflig und mehrstufig: 

In einer ersten Eigentümer-
versammlung konnte zwi-
schen den Wohnungseigen-
tümern hinsichtlich einer 
Baumaßnahme (eine früher 
ohne irgendeine Zustimmung 
errichtete Holzterrasse) keine 
Einigung erzielt werden. Ein 
Teil der Wohnungseigentü-
mer fand sich zusammen, um 
zumindest zwischen diesen 
einen Konsens herzustellen, 
was vorerst auch gelang. Ziel 
war es, den anderen Eigentü-
mern zu signalisieren, dass 
doch Einigungschancen be-
stehen. Unter den beschluss-
fassenden Eigentümern wa-
ren auch die nunmehrigen 
Kläger, welche ihre Zustim-
mung zur Terrassennutzung 
erteilten. Eineinhalb Jahre 
später gab es eine weitere Ei-
gentümerversammlung, bei 
welcher wiederum kein Be-
schluss zustande kam. Von 
ihrer ursprünglichen Zustim-
mung abgehend erklärten die 
Kläger im Anschluss an die-
se Eigentümerversammlung 
den Beklagten gegenüber 
(die Terrassenbenutzer) per 
E-Mail, dass sie die zuvor ab-
gegebene Zustimmung nun-
mehr zurückziehen.

Im Prozess vertraten die 
Kläger die Meinung, dass ih-
rer Zustimmung keine Bin-
dungswirkung zukomme, 
weshalb die Beklagten zur 
Entfernung der zu Unrecht er-
richteten Terrasse verpflichtet 

Grundsätzlich dient zur Wil-
lensbildung der Eigentümer-
gemeinschaft die Eigentü-
merversammlung. Beschlüs-
se können aber auch auf 
schriftlichem Wege zustan-
de kommen. Daneben sind 
Mischformen der Beschluss-
fassung möglich, etwa Um-
laufbeschlüsse oder die soge-
nannte additive Einholung 
schriftlicher Meinungsäuße-
rungen in Ergänzung zu den 
in der Eigentümerversamm-
lung mündlich abgegebenen 
Stimmen. Rechtlich bindend 
ist ein Beschluss jedenfalls 
erst, wenn alle Wohnungs-
eigentümer die Möglichkeit 

seien. Die Beklagten vertra-
ten die gegenteilige Auffas-
sung. Die strittige Frage, wel-
che Bedeutung und Wirkung 
eine außerhalb einer Eigen-
tümerversammlung erteilte 
Zustimmung bzw deren Wi-
derruf hat, beantwortete der 
OGH: Diese Zustimmungs-
erklärungen im Rahmen der 
additiven Beschlussfassung 
waren nicht bindend, sodass 
auch kein vorläufiger Ver-
zicht auf irgendwelche Rech-
te erblickt werden kann. Der 
OGH geht sogar so weit, dass 
selbst unter der Annahme ei-
ner vorläufigen Bindungswir-
kung der Zustimmungserklä-
rung, diese nicht aufrecht zu 
erhalten ist, wenn die Beklag-
ten in einem anderen Verfah-
ren die Zustimmung der Klä-
ger gerichtlich einfordern. 
Ein Hin und Her bei der Mei-
nungsbildung durch additive 
Beschlussfassung ist daher 
möglich. Die Vorinstanzen 
haben das noch anders gese-
hen, nunmehr scheint die Sa-
che eindeutig zu sein. Eigen-
tümergemeinschaften ist da-
her anzuraten, eindeutige Fri-
stenläufe und Beschlusswege 
zu definieren, die stets allen 
Eigentümern zu Meinungs-
bildung und allenfalls -umbil-
dung offenstehen. Sonst dro-
hen langwierige Gerichtsver-
fahren. � n

D 
 
as Wohnungsei-

gentumsgesetz (WEG) 
sieht verschiedene 
Möglichkeiten der 
Beschlussfassung der 
Eigentümergemein-
schaft vor. Die zentrale 
Norm des WEG für das 
Zustandekommen, die 
Bekanntmachung und 
die Anfechtung von Be-
schlüssen ist § 24, die 
Mehrheitserfordernisse 
sind in den §§ 28 ff WEG 
geregelt. 
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Egal ob verbal oder körperlich, Betroffene gibt es viele, doch nur die 
Wenigsten wehren sich dagegen. 
Ihr Rechtsanwalt berät Sie vertraulich: www.f-b-h.at

Wenn 
Beschäftigung 
zur 
Belästigung 
wird.




